
Beschlußverwerfung nur ausnahmsweise anzuwenden 
ist — was die Rechtsmittelgerichte überwiegend er­
kannt haben.
Teilweise wurde aber die Auffassung vertreten, daß 
von der Beschlußverwerfung mehr Gebrauch gemacht 
werden müsse, weil sie ein Mittel sei, Fristüberschrei­
tungen in Strafsachen zu vermeiden und die Arbeits­
belastung der Gerichte zu reduzieren. Einer solchen 
Auffassung kann nicht gefolgt werden. Damit würde 
eine Arbeitsweise entwickelt, bei der u. U. „großzügig“ 
über geringfügige Mängel — die möglicherweise nur 
einen geringen Einfluß auf die Entscheidung hatten — 
hinweggesehen wird. An die Stelle gerechter und ge­
setzlicher Entscheidungen und Verfahrensweisen wür­
den Zweckmäßigkeitserwägungen treten. Derartige Auf­
fassungen über die Gestaltung des Rechtsmittelverfah­
rens können nicht geduldet werden. Sie stimmen mit 
den Prinzipien der Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit 
nicht überein.
Die Berufung kann in einer Beratung des Rechtsmittel­
gerichts nach allseitiger Überprüfung des angefochte­
nen Urteils unter den in § 291 Ziff. 1 bis 4 StPO genann­
ten Gesichtspunkten durch Beschluß als offensichtlich 
unbegründet verworfen werden. Bei dieser Überprü­
fung sind gleichzeitig die mit der Berufung vorgebrach­
ten Einwände (Verteidigungsvorbringen und anderwei­
tige Auffassungen zur Anwendung des materiellen und 
prozessualen Rechts sowie zur Strafzumessung) zu be­
rücksichtigen. Das ist mit dem gleichen Verantwor­
tungsbewußtsein und der gleichen Exaktheit zu prü­
fen, wie es für ein Rechtsmittelurteil erforderlich ist. 
Voraussetzung der Beschlußverwerfung ist, daß die Be­
rufung nach einstimmiger Auffassung des Rechtsmit­
telgerichts offensichtlich unbegründet ist (§ 293 Abs. 3 
Satz 1 StPO). Das ist dann der Fall, wenn die Über­
prüfung des angefochtenen Urteils unter den in § 291 
Ziff. 1 bis 4 StPO genannten Gesichtspunkten und un­
ter Beachtung der mit der Berufung vorgebrachten Ein- 
wände nach einstimmiger Auffassung des Rechtsmit­
telgerichts die Richtigkeit des angefochtenen Urteils 
zweifelsfrei bestätigt.
Fehlerhaft ist auch die Auffassung, daß die Berufung 
immer dann durch Beschluß verworfen werden muß, 
wenn die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen. 
Die zweifelsfreie Richtigkeit des angefochtenen Urteils 
verpflichtet das Rechtsmittelgericht nicht, von der Be­
schlußverwerfung Gebrauch zu machen. Nach § 293 
Abs. 3 Satz 1 StPO kann die Berufung ohne Durchfüh­
rung einer Hauptverhandlung durch Beschluß verwor­
fen werden. Die Rechtsmittelsenate haben deshalb in 
jedem Einzelfall zu prüfen, ob wichtige Gründe vorlie­
gen, die es gebieten, trotz offensichtlicher Unbegrün­
detheit der Berufung eine zweitinstanzliche Hauptver­
handlung durchzuführen.

Zur Unzulässigkeit der Beschlußverwerfung

Unzulässig ist die Verwerfung der Berufung dann, 
wenn die Überprüfung des angefochtenen Urteils un­
ter Berücksichtigung der mit der Berufung vorgebrach­
ten Einwände ergibt, daß
— eine weitere Sachaufklärung und damit eine Ergän­

zung oder Korrektur tatsächlicher Feststellungen 
zur Art und Weise der Tatbegehung, zu den Ursa­
chen und Bedingungen der Straftat, zur Art und 
Höhe des Schadens, zur Persönlichkeit des An­
geklagten, zu seinen Beweggründen, zur Art und 
Schwere seiner Schuld, zu seinem Verhalten vor oder 
nach der Tat oder zur Beweiswürdigung erforderlich 
ist;

— grundlegende Bestimmungen des Strafverfahrens­
rechts i. S. des § 300 Ziff. 1 bis 5 StPO oder solche

prozessualen Normen verletzt wurden, auf denen 
das angefochtene Urteil beruht;

— eine Änderung des Schuldspruchs oder — unter 
Beibehaltung des Schuldspruches — die Verurtei­
lung nach einer anderen als der im angefochtenen 
Urteil genannten oder einer weiteren tatbestands­
mäßigen Variante der Tatbegehung erforderlich ist;

— eine Änderung des Strafausspruchs oder — unter 
Beibehaltung des Strafausspruches — eine nicht 
durch die im angefochtenen Urteil enthaltenen Fest­
stellungen gestützte, völlig bzw. teilweise neue Be­
gründung der Strafzumessung erforderlich ist.

Zur Zulässigkeit der Besehlußverwerfung

In der Rechtsprechung hat sich gezeigt, daß die mit 
der Berufung angefochtenen Urteile in einigen Fällen 
Unrichtigkeiten aufweisen, die jedoch keinen Zweifel 
an der Richtigkeit der Entscheidung insgesamt begrün­
den. Dabei trat die Frage auf, ob in diesen Fällen eben­
falls eine Beschlußverwerfung möglich ist. Zulässig ist 
die Verwerfung der Berufung wegen offensichtlicher 
Unbegründetheit auch dann, wenn die Überprüfung des 
angefochtenen Urteils einzelne unwesentliche Unrich­
tigkeiten in der Sachverhaltsfeststellung ergeben hat, 
die auf den Schuld- und Strafausspruch keinen Einfluß 
haben und die zweifelsfreie Richtigkeit des angefoch­
tenen Urteils insgesamt nicht berühren. Solche gering­
fügigen Unrichtigkeiten, z. B. zur gesellschaftlichen, be­
ruflichen oder persönlichen Entwicklung des Angeklag­
ten, stehen unter Hinweis darauf, daß sie für den 
Schuld- und Strafausspruch unwesentlich sind, einer 
Beschlußverwerfung nicht entgegen. Ihre Korrektur im 
Verwerfungsbeschluß ist jedoch unzulässig. Ergibt da­
gegen die Prüfung durch das Rechtsmittelgericht, daß 
die erstinstanzliche Entscheidung eine Vielzahl kleiner 
Mängel enthält, ohne daß diese für den Schuld- und 
Strafausspruch wesentlich sind, so sollte von der Be­
schlußverwerfung kein Gebrauch gemacht werden. 
Eine Häufung kleiner Mängel beeinträchtigt zumeist 
die Überzeugungskraft der gerichtlichen Entscheidung 
und damit das Vertrauen in ihre Richtigkeit und in die 
Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit der gerichtlichen 
Tätigkeit. Sind im erstinstanzlichen Urteil Feststellun­
gen, z. B. über die Person des Angeklagten und sein 
Verhalten vor und nach der Tat, enthalten, die ihn dis­
kreditieren (gemeint sind hier nicht Kritiken seines 
strafbaren Verhaltens), dann sollte gleichfalls von der 
Beschlußverwerfung kein Gebrauch gemacht werden, 
auch wenn die fehlerhaften Feststellungen im Urteil 
erster Instanz keine Auswirkung auf den Schuld- und 
Strafausspruch haben.
Die Beschlußverwerfung ist auch zulässig, wenn die 
grundlegenden Bestimmungen des Strafverfahrens­
rechts i. S. des § 300 Ziff. 1 bis 5 StPO und die prozes­
sualen Bestimmungen, auf denen das angefochtene Ur­
teil beruht, gewahrt wurden, aber andere prozessuale 
Mängel vorhanden sind, die die zweifelsfreie Richtig­
keit des angefochtenen Urteils insgesamt nicht berüh­
ren. Das traf z. B. in einer Sache zu, in der der Vor­
sitzende in der Verhandlung vor dem Kreisgericht al­
lein über eine längere Unterbrechung der Hauptver­
handlung (hier: zwei Tage) entschieden hat, obwohl 
§ 218 Abs. 2 StPO für diese Fälle einen Beschluß des 
Gerichts fordert. Hier lag also eine Verletzung des Ge­
setzes vor. Sie berührte jedoch nicht die zweifelsfreie 
Richtigkeit des Urteils insgesamt.
Richtig entschied ein Rechtsmittelgericht auch in einem 
Fall, in dem die Berufung damit begründet wurde, daß 
der Angeklagte gemäß § 230 StPO nicht nach jeder Ver­
nehmung der Zeugen befragt wurde, ob er dazu Erklä­
rungen abzugeben habe. Es vertrat die Auffassung,
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